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1. Speyerer Sozialrechtsgespräch 
am 21. /22. März 1991 





Sozialgesetzgebung zwischen 
Verfassungsrecht und EG-Gemeinschaftsrecht 

Von Prof. Dr. Roman Herzog 
Präsident des Bundesverfassungsgerichts 

Das Thema, so wie es hier gestellt ist, mag auf den ersten Blick überraschen. 
Zwar gibt es zwischen dem europäischen Gemeinschaftsrecht und dem nationalen 
Recht der Bundesrepublik Deutschland eine Menge von Berührungspunkten, ja 
zum Teil sogar von potentiellen Konfliktpunkten. Aber man war es doch bisher ge-
wöhnt, solche Berührungen eher im Wirtschafts- und Währungsrecht und den da-
mit zusammenhängenden obrigkeitlichen Materien zu suchen als im Sozialrecht 
Es stellt sich daher zunächst einmal die Frage, ob bei der Abfassung meines The-
mas nicht gewissermaßen am Bedarf vorbei geplant worden ist. 

Aber das glaube ich nicht. Natürlich hat schon das deutsche Sozialrecht nur rela-
tiv wenig mit dem deutschen Verfassungsrecht zu tun -von der Selbstverständlich-
keit abgesehen, daß das Sozialrecht Millionen Bürgern die wirtschaftlichen Grund-
lagen für die Ausübung und den Genuß ihrer verfassungsmäßigen Rechte schafft. 
Und ebenso selbstverständlich ist es, daß die Europäische Gemeinschaft ihre Ar-
beitsschwerpunkte auf ganz anderen Feldern als auf dem sozialen sucht, wofür 
schon ihre begrenzten finanziellen Möglichkeiten sprechen. Aber das ist doch wohl 
auch kaum zu bestreiten: daß sie neben der Wirtschafts- und Währungsunion auf 
lange Sicht auch eine Art Sozialunion anstrebt und wahrscheinlich auch gar nicht 
anders kann, als sie anzustreben. Man braucht sich nur das magische Viereck der 
Wirtschaftspolitik genauer anzusehen, wie es in § I unseres Stabilitäts- und Wachs-
tumsgesetzes niedergelegt ist, um den untrennbaren Zusammenhang zwischen der 
Wirtschafts-, Währungs-, Außenhandelspolitik und Arbeitsmarktpolitik - und in 
deren logischem Gefolge der Sozialpolitik - zu begreifen. Man kann, um es einfa-
cher zu sagen, nicht Wirtschaftspolitik treiben, ohne sich auch um die zu kümmern, 
die sie eigentlich exekutieren. 

Daß dies alles auch im Recht der EG angelegt ist, ergibt sich aus keiner anderen 
Bestimmung besser als aus Artikel 130 a des EG-Vertrages, der 1986 durch die 
Einheitliche Europäische Akte dort aufgenommen worden ist und der in seinem 
ersten Absatz lautet: "Die Gemeinschaft entwickelt und verfolgt weiterhin ihre Po-
litik zur Stärkung ihres wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts, um eine har-
monische Entwicklung der Gemeinschaft als Ganzes zu fördern." Es konnte des-
halb auch keine Überraschung sein, daß am 8. Dezember 1989 dann eine Sozial-
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charta der EG zustandekam, die sogenannte Gemeinschaftscharta der sozialen 
Grundrechte der Arbeitnehmer. Gewiß enthalten alle diese Instrumente noch nicht 
sehr viel Konkretes und vor allem Verbindliches, am wenigsten für die begünstigte 
Nation der Deutschen, denen es zuhause natürlich sehr viel besser geht, als es eine 
beliebige Festlegung der EG mit sich bringen könnte. Aber die große Richtung ist 
damit angegeben, und man braucht nicht nur an die unversiegbare Bereitschaft der 
Kommission und ihrer Bürokratie zur Erzeugung von Normen zu denken, um zu 
erkennen, daß sie auch in Zukunft eingehalten werden wird. Es gibt genug sachli-
che Griinde für diese Annahme. 

Es ist übrigens, wenn ich recht sehe, auch sinnvoll, bei der Frage nach den Kon-
sequenzen dieser absehbaren Entwicklung für das deutsche Sozialrecht nicht mit 
diesem oder gar mit seinen spärlichen verfassungsrechtlichen Wurzeln zu begin-
nen. Die deutsche Verfassung, das Bonner Grundgesetz, mag die bisherige Sozial-
politik zwar da oder dort ermutigt und angespornt haben. Man kann aber weder 
sagen, daß die Sozialpolitik der letzten vierzig Jahre im Grundgesetz substantiell 
vorgezeichnet sei, noch daß grundlegende Veränderungen in ihrer Struktur von 
vomherein und evident verfassungswidrig wären. An dieser Feststellung ändert 
weder das verfassungsrechtliche Sozialstaatsgebot etwas noch die Absicherung des 
"sozialen Netzes" durch Artikel 14 des Grundgesetzes, die das Bundesverfassungs-
gericht in den vergangeneo Jahren ganz bewußt vorgenommen hat; denn beide Ver-
bürgungen lassen dem Gesetzgeber immer noch einen ungewöhnlich weiten Frei-
raum für politische Gestaltung. Weder der eine noch der andere Verfassungssatz 
hat wohl auch geistig an der Wiege unseres Sozialsystems gestanden. Da waren 
ganz andere Kräfte wirksam: das soziale Gewissen der führenden Politiker in allen 
Lagern, die. primitive Erkenntnis, daß eine freiheitliche Demokratie in der schwie-
rigen geopolitischen Lage der Deutschen ohne die integratorische Kraft sozialer 
Befriedung keinen Bestand hat, und wahrscheinlich auch etwas der in Artikel 38 
GG niedergelegte Grundsatz der allgemeinen Wahl, der den sozial Schwachen am 
Wahltag genausogut eine Stimme gibt wie denen, die sich besser stellen. 

Es hat also wenig Sinn, mit dem Bekannten, bereits Vorhandenen zu beginnen -
ganz abgesehen davon, daß Sie dieses ja auch bestens kennen und auf eine prinzi-
pielle Darstellung unseres eigenen, deutschen Sozialsystems also gut verzichten 
können. Ausgangspunkt muß das sein, was sich in der EG zwar noch lange nicht 
als stringentes Programm, wohl aber als Ziel und Marschweg abzeichnet. An wel-
chen Stellen, auf welche Weise und vor allem von welchem Punkt an es Konflikte 
mit deutschen Interessen und gar mit deutschen Rechtspositionen geben kann, ist 
so am leichtesten zu eruieren. 
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I. 

Die europäische Sozialpolitik und das europäische Sozialrecht, die sich erst all-
mählich am Horizont abzeichnen, haben es - grob gesprochen - mit zwei großen 
Problemen zu tun. Zunächst umfaßt die Gemeinschaft Staaten von höchst unter-
schiedlicher wirtschaftlicher Entwicklung oder, um es genau zu sagen, von höchst 
unterschiedlichem Wohlstand, und das schlägt natürlich auch auf das Niveau der 
sozialen Sicherung des Einzelnen durch. Zum andern aber sind diese Einzelnen ge-
rade wegen dieser Unterschiede im Niveau außerordentlich mobil geworden, sie 
wandern also von der einen Wirtschaft zur anderen, was zugleich bedeutet: sie 
wandern vom einen Sozialsystem zum anderen, und die EG billigt und erleichtert 
diesen Vorgang, indem sie die Freizügigkeit auch der Arbeitnehmer geschaffen hat 
und in praxi -mit Recht- bitter ernst nimmt. 

Damit sind die großen Akkorde, die die europäische Sozialpolitik zu unseren 
Lebzeiten ausmachen werden, auch schon angeschlagen: Es wird zunächst einmal 
darum gehen, daß die Hunderttausende von Wanderarbeitnehmern, die es im Ge-
biet der Gemeinschaft gibt, vor jeder Art von Diskriminierung geschützt werden, 
was nach deutscher verfassungsrechtlicher Terminologie eine spezifische Anwen-
dung des Gleichheitssatzes bedeutet, und es wird weiterhin darum gehen, daß auch 
die Einwohner der verschiedenen EG-Mitgliedstaaten sowie der verschiedenen eu-
ropäischen Regionen auf die Dauer nicht nur in den Genuß gleicher Lebenschan-
cen, sondern auch in den Genuß gleicher sozialer Sicherheiten gelangen. Man wird 
die erste Aufgabe nicht als besonders einfach qualifizieren müssen, um zuzugeben, 
daß die zweite eine der eigentlichen, um nicht zu sagen, zentralen Aufgaben Euro-
pas ist. 

Die gemeinschaftsrechtlichen Grundlagen zur Lösung der Gleichbehandlung der 
Wanderarbeitnehmer sind bereits im EWG-Vertrag - und zwar in seiner Urfassung 
von 1956 I 57- gelegt. Ich erwähne nur die Artikel 7, 48 und 51 des EWG-Vertra-
ges. Artikel 48 legt die grundsätzliche Freizügigkeit aller Arbeitnehmer im gesam-
ten EG-Raum fest und macht damit das Gleichstellungsproblem überhaupt erst 
zum Gegenstand gemeinschaftsrechtlichen Interesses. Artikel 7 spricht das grund-
sätzliche Diskriminierungsverbot - in deutscher Rechtssprache: das Verbot jegli-
cher Ungleichbehandlung aus Gründen der Staatsangehörigkeit - aus, wofür seit 
der Einheitlichen Europäischen Akte Normen des Rates mit lediglich qualifizierter 
Mehrheit erlassen werden können, und Artikel 51 verpflichtet den Rat zum Erlaß 
besonders wichtiger flankierender Maßnahmen, die im wesentlichen darauf hinaus-
laufen, daß bei der Berechnung sozialer Leistungen die nach den jeweils beteilig-
ten Rechtsordnungen zu berücksichtigenden Zeiten addiert werden müssen und 
daß soziale Leistungen, die in einem Mitgliedstaat der EG verdient worden sind, 
auch in jeden anderen transferiert werden können. 

Ich kann und will die Detailbestimmungen, die im Gefolge der genannten EG-
Vorschriften erlassen worden sind, hier nicht im einzelnen darstellen. Erwähnen 
möchte ich aber doch wenigstens zwei grundlegende EG-Verordnungen: 


